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Abschnitt 1 
 

Allgemeine Befugnisse 

 

Überwachung 

§ 89. Der Betriebsrat hat das Recht, die Einhaltung der die 

Arbeitnehmer des Betriebes betreffenden Rechtsvorschriften zu 

überwachen. Insbesondere stehen ihm folgende Befugnisse zu: 

1. 

Der Betriebsrat ist berechtigt, in die vom Betrieb geführten 

Aufzeichnungen über die Bezüge der Arbeitnehmer und die zur 

Berechnung dieser Bezüge erforderlichen Unterlagen Einsicht zu 
nehmen, sie zu überprüfen und die Auszahlung zu kontrollieren. Dies 

gilt auch für andere die Arbeitnehmer betreffenden Aufzeichnungen, 
deren Führung durch Rechtsvorschriften vorgesehen ist; 

2. 

der Betriebsrat hat die Einhaltung der für den Betrieb geltenden 

Kollektivverträge, der Betriebsvereinbarungen und sonstiger 

arbeitsrechtlicher Vereinbarungen zu überwachen. Er hat darauf zu 
achten, daß die für den Betrieb geltenden Kollektivverträge im Betrieb 

aufgelegt (§ 15) und die Betriebsvereinbarungen angeschlagen oder 
aufgelegt (§ 30 Abs. 1) werden. Das gleiche gilt für Rechtsvorschriften, 

deren Auflage oder Aushang im Betrieb in anderen Gesetzen 
vorgeschrieben ist; 

3. 

der Betriebsrat hat die Durchführung und Einhaltung der Vorschriften 

über den Arbeitnehmerschutz, über die Sozialversicherung, über eine 
allfällige betriebliche Altersversorgung einschließlich der 

Wertpapierdeckung für Pensionszusagen (§ 11 Betriebspensionsgesetz, 

BGBl. Nr. 282/1990, in der jeweils geltenden Fassung) sowie über die 
Berufsausbildung zu überwachen. Zu diesem Zweck kann der 

Betriebsrat die betrieblichen Räumlichkeiten, Anlagen und Arbeitsplätze 
besichtigen. Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat von jedem 

Arbeitsunfall unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 
Betriebsbesichtigungen im Zuge behördlicher Verfahren, durch die 

Interessen der Arbeitnehmerschaft (§ 38) des Betriebes 
(Unternehmens) berührt werden, sowie Betriebsbesichtigungen, die von 

den zur Überwachung der Arbeitnehmerschutzvorschriften berufenen 
Organen oder die mit deren Beteiligung durchgeführt werden, ist der 

Betriebsrat beizuziehen. Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat von 
einer anberaumten Verhandlung sowie von der Ankunft eines 

behördlichen Organs in diesen Fällen unverzüglich zu verständigen; 

4. 

werden im Betrieb Personalakten geführt, so ist dem Betriebsrat bei 

Einverständnis des Arbeitnehmers Einsicht in dessen Personalakten zu 
gewähren. 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1990_282_0/1990_282_0.pdf


Intervention 

§ 90. (1) Der Betriebsrat hat das Recht, in allen Angelegenheiten, die 

die Interessen der Arbeitnehmer berühren, beim Betriebsinhaber und 

erforderlichenfalls bei den zuständigen Stellen außerhalb des Betriebes 

entsprechende Maßnahmen zu beantragen und die Beseitigung von 

Mängeln zu verlangen. Insbesondere ist der Betriebsrat berechtigt, 

1. 
Maßnahmen zur Einhaltung und Durchführung der die Arbeitnehmer des 

Betriebes betreffenden Rechtsvorschriften (§ 89) zu beantragen; 

2. 
Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen, der betrieblichen 

Ausbildung, zur Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten sowie 
zur menschengerechten Arbeitsgestaltung zu erstatten; 

3. 
sonstige Maßnahmen zugunsten der Arbeitnehmer des Betriebes zu 

beantragen. 

(2) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, den Betriebsrat auf dessen 

Verlangen in allen Angelegenheiten, die die Interessen der Arbeitnehmer 

des Betriebes berühren, anzuhören. 

 

Allgemeine Information 

§ 91. (1) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Betriebsrat über 

alle Angelegenheiten, welche die wirtschaftlichen, sozialen, 

gesundheitlichen oder kulturellen Interessen der Arbeitnehmer des 

Betriebes berühren, Auskunft zu erteilen. 

(2) Der Betriebsinhaber hat dem Betriebsrat Mitteilung zu machen, 

welche Arten von personenbezogenen Arbeitnehmerdaten er 

automationsunterstützt aufzeichnet und welche Verarbeitungen und 

Übermittlungen er vorsieht. Dem Betriebsrat ist auf Verlangen die 

Überprüfung der Grundlagen für die Verarbeitung und Übermittlung zu 

ermöglichen. Sofern sich nicht aus § 89 oder anderen Rechtsvorschriften 

ein unbeschränktes Einsichtsrecht des Betriebsrates ergibt, ist zur Einsicht 

in die Daten einzelner Arbeitnehmer deren Zustimmung erforderlich. 

(3) Wurde eine Betriebsvereinbarung gemäß § 97 Abs. 1 Z 18a 

abgeschlossen, so hat der Betriebsinhaber dem Betriebsrat den 

Prüfbericht oder dessen Kurzfassung (§ 21 Abs. 6 Pensionskassengesetz) 

und den Rechenschaftsbericht (§ 30 Abs. 5 Pensionskassengesetz) 

unverzüglich nach Einlagen von der Pensionskasse zu übermitteln. 

 

Beratung 

§ 92. (1) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, mit dem Betriebsrat 

mindestens vierteljährlich und auf Verlangen des Betriebsrates monatlich 



gemeinsame Beratungen über laufende Angelegenheiten, allgemeine 

Grundsätze der Betriebsführung in sozialer, personeller, wirtschaftlicher 

und technischer Hinsicht sowie über die Gestaltung der 

Arbeitsbeziehungen abzuhalten und ihn dabei über wichtige 

Angelegenheiten zu informieren. Dem Betriebsrat sind auf Verlangen die 

zur Beratung erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. 

(2) Betriebsrat und Betriebsinhaber sind berechtigt, an ihre 

zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften das Ersuchen zu 

richten, einen Vertreter zur Teilnahme an diesen Beratungen zu 

entsenden, sofern über Betriebsänderungen oder ähnlich wichtige 

Angelegenheiten, die erhebliche Auswirkung auf die Arbeitnehmer des 

Betriebes haben, beraten werden soll. Betriebsinhaber und Betriebsrat 

haben einander gegenseitig rechtzeitig Mitteilung zu machen, um dem 

anderen Teil die Beiziehung seiner Interessenvertretung zu ermöglichen. 

 

Arbeitsschutz 

§ 92a. (1) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat in allen 

Angelegenheiten der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes rechtzeitig 

anzuhören und mit ihm darüber zu beraten. Der Betriebsinhaber ist 

insbesondere verpflichtet, 

1. 

den Betriebsrat bei der Planung und Einführung neuer Technologien zu 
den Auswirkungen zu hören, die die Auswahl der Arbeitsmittel oder 

Arbeitsstoffe, die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und die 
Einwirkung der Umwelt auf den Arbeitsplatz für die Sicherheit und 

Gesundheit der Arbeitnehmer haben, 

2. 
den Betriebsrat bei der Auswahl der persönlichen Schutzausrüstung zu 

beteiligen, 

3. 
den Betriebsrat bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und 
der Festlegung der Maßnahmen sowie bei der Planung und Organisation 

der Unterweisung zu beteiligen. 

(2) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, 

1. 
dem Betriebsrat Zugang zu den Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzdokumenten sowie zu den Aufzeichnungen und 

Berichten über Arbeitsunfälle zu gewähren, 

2. 
dem Betriebsrat die Unterlagen betreffend die Erkenntnisse auf dem 

Gebiet der Arbeitsgestaltung zur Verfügung zu stellen, 

3. 

dem Betriebsrat die Ergebnisse von Messungen und Untersuchungen 
betreffend gefährliche Arbeitsstoffe und Lärm sowie die Ergebnisse 

sonstiger Messungen und Untersuchungen, die mit dem 
Arbeitnehmerschutz in Zusammenhang stehen, zur Verfügung zu 

stellen, 



4. 
dem Betriebsrat die Aufzeichnungen betreffend Arbeitsstoffe und Lärm 

zur Verfügung zu stellen, 

5. 
den Betriebsrat über Grenzwertüberschreitungen sowie deren Ursachen 
und über die getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu informieren, 

6. 

den Betriebsrat über Auflagen, Vorschreibungen, Bewilligungen und 

behördliche Informationen auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes 

zu informieren und zu den Informationen, die sich aus den 
Schutzmaßnahmen und Maßnahmen zur Gefahrenverhütung ergeben, 

im Voraus anzuhören, 

7. 

den Betriebsrat zu den Informationen über die Gefahren für Sicherheit 
und Gesundheit sowie über Schutzmaßnahmen und Maßnahmen zur 

Gefahrenverhütung im Allgemeinen und für die einzelnen Arten von 

Arbeitsplätzen bzw. Aufgabenbereichen im Voraus anzuhören, 

8. 

den Betriebsrat zur Information der Arbeitgeber von betriebsfremden 
Arbeitnehmern über die in Z 7 genannten Punkte sowie über die für 

Erste Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung gesetzten Maßnahmen, 
im Voraus anzuhören. 

(3) Der Betriebsinhaber hat mit dem Betriebsrat über die beabsichtigte 

Bestellung oder Abberufung von Sicherheitsfachkräften, Arbeitsmedizinern 

sowie von Personen zu beraten, die für die Erste Hilfe, die 

Brandbekämpfung und Evakuierung zuständig sind, außer wenn die 

beabsichtigte Maßnahme im Arbeitsschutzausschuß behandelt wird. Der 

Betriebsrat hat das Recht, das Arbeitsinspektorat zu den Beratungen 

beizuziehen. Eine ohne Beratung mit dem Betriebsrat oder Behandlung im 

Arbeitsschutzausschuß vorgenommene Bestellung von 

Sicherheitsfachkräften und Arbeitsmedizinern ist rechtsunwirksam. 

(4) Der Betriebsrat kann seine Befugnisse nach Abs. 1 Z 1 bis 3 an die 

im Betrieb bestellten Sicherheitsvertrauenspersonen delegieren. Für die 

Beschlußfassung gilt § 68. Der Beschluß ist den 

Sicherheitsvertrauenspersonen sowie dem Betriebsinhaber unverzüglich 

mitzuteilen und wird erst mit deren Verständigung rechtswirksam. 

(5) Für die Beschlußfassung über die Entsendung von 

Arbeitnehmervertretern in den Arbeitsschutzausschuß und in den 

zentralen Arbeitsschutzausschuß gilt § 68. 

 

Betriebliche Frauenförderung sowie Maßnahmen zur besseren 

Vereinbarkeit von Betreuungspflichten und Beruf 

§ 92b. (1) Der Betriebsinhaber hat mit dem Betriebsrat im Rahmen 

der Beratung nach § 92 Maßnahmen der betrieblichen Frauenförderung 

bzw. der Vereinbarkeit von Betreuungspflichten und Beruf zu beraten. 

Solche Maßnahmen betreffen insbesondere die Einstellungspraxis, 



Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung und den beruflichen Aufstieg, die 

auf den Abbau einer bestehenden Unterrepräsentation der Frauen an der 

Gesamtzahl der Beschäftigten bzw. an bestimmten Funktionen oder auf 

den Abbau einer sonst bestehenden Benachteiligung abzielen, sowie 

Maßnahmen, die auf eine bessere Vereinbarkeit der beruflichen Tätigkeit 

mit Familien- und sonstigen Betreuungspflichten der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer abzielen. 

(2) Der Betriebsrat hat das Recht, Vorschläge in diesen 

Angelegenheiten zu erstatten und Maßnahmen zu beantragen. Der 

Betriebsinhaber ist verpflichtet, mit dem Betriebsrat über dessen 

Vorschläge und Anträge zu beraten. 

(3) Maßnahmen der betrieblichen Frauenförderung sowie Maßnahmen 

zur besseren Vereinbarkeit von Betreuungspflichten und Beruf können in 

einer Betriebsvereinbarung geregelt werden. 

 

Errichtung und Verwaltung von Wohlfahrtseinrichtungen der 
Arbeitnehmer 

§ 93. Der Betriebsrat ist berechtigt, zugunsten der Arbeitnehmer und 

ihrer Familienangehörigen Unterstützungseinrichtungen sowie sonstige 

Wohlfahrtseinrichtungen zu errichten und ausschließlich zu verwalten. 

 


